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sierung von operat iven Material ien unter Nutzung von Befugnissen 

aus dem VP-Gesetz in best immten Fäl len Probleme mit  s ich br ingen. 

Sie ergeben sich vor al lem daraus, daß der im operat iven Ma­

ter ial  bearbeitete Sachverhalt  in der Regel berei ts längere 

Zeit  zurückl iegt und Gefahrenmomente somit über einen längeren 

Zeitraum bereits bestehen sowie bekannt waren, ohne daß einge- 

gr i f fen wurde. Unter diesen Umständen kann in einer Vielzahl von 

Fäl len das Wirken einer akuten und erhebl ichen Gefahr und ein 

Tät igwerden nach dem VP-Gesetz nur noch insoweit  glaubwürdig be­

gründet werden, daß mit  der betreffenden Maßnahme festgestel l t  

werden sol l ,  ob die Gefahr tatsächl ich weiterhin besteht.  Hieraus 

folgt,  daß die durchzuführenden Maßnahmen auf ein Feststel len 

der Gefahr ausgerichtet und von dieser Spezif ik charakter is iert  

sein müssen, wenn das VP-Gesetz genutzt werden sol l .

Anders dagegen verhält  es sich bei einer zei t l ich zurückl iegen­

den Information über eine Gefahr,  die selbst oder deren Ursachen 

und Bedingungen noch als akute Gefahr wirkt(en).  Hier ist  die 

Wahrnehmung von Befugnissen des VP-Gesetzes grundsätzl ich un­

eingeschränkt mögl ich.

Ein weiterer Aspekt besteht darin, daß es für das Tät igwerden 

der Diensteinheiten der Linie IX zur Gefahrenabwehr nicht nur 

notwendig ist ,  daß tatsächl ich eine konkrete Gefahr präsent ist  

oder nach den vorl iegenden Informationen präsent sein kann. Für 

die Nutzung des VP-Gesetzes bedarf es ähnl ich wie bei der Ver­

dachtshinweisprüf ung auch einer off iz iel l  verwertbaren Ausgangs­

information.

Obgleich das VP-Gesetz nicht fordert ,  daß dem betroffenen Bürger 

mitzutei len ist ,  aus welchen Quel len das MfS Kenntnis über 

das Vorl iegen der Gefahr er langte, best immt § 8 Abs. 1, daß dem 

Betroffenen der Grund der Maßnahme mitzutei len ist .  Das erfor­

dert ,  daß eine als Mit tei lung off iz iel l  verwertbare Ausgangsin­

formation gegeben sein muß, die das Tät igwerden der Untersuchungs 

organe des MfS auf der Grundlage der Befugnisse des VP-Gesetzes


